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Ist es möglich, in Bad Salzungen
an der Werra wieder ein Wasser-
kraftwerk aufzubauen? Und wie
kann die Landtagsfraktion den
vom Erdfall betroffenen Bürgern in
Tiefenort helfen? Diese zwei gro-
ßen umwelt- und energiepoliti-
schen Themen waren Anlass für
einen Vor-Ort-Besuch der Abge-
ordneten der Linksfraktion Tilo
Kummer, Sprecher für Umwelt
und Forsten, Steffen Harzer, Spre-
cher für Energie, Landesentwick-
lung und Landesplanung, und Anja
Müller, Sprecherin für Petitionen
und Bürgerbeteiligung, am 16.
März im Wartburgkreis.

Eine Studie der Thüringer Landes-
anstalt für Umwelt und Geologie
(TLUG) besagt, dass im Bad Salzun-
ger Ortsteil Kloster-Allendorf einer
der letzten interessanten Thüringer
Wasserkraftstandorte an der Werra
ist, den nun auch die kommunale Ge-
sellschaft „Neue Energien in Bad Sal-
zungen GmbH“ für sich nutzen möch-
ten. Um die Energiewende zu schaf-
fen, brauchen wir nicht nur Wind- und
Sonnenenergie, sondern auch die
Kraft des Wassers. Doch Wasser-
kraftwerke sind immer auch Eingriffe
in die Natur und häufig sogar tödli-
ches Hindernis für Wanderfische, wie
Lachs oder Aal, so der Fischereiex-
perte Tilo Kummer.

Der Bürgermeister der Stadt Bad
Salzungen, Klaus Bohl (Freie Wähler),
betonte, dass für den Mühlengraben,
einem Nebenfluss der Werra, dort wo
das Wasserkraftwerk entstehen soll,

Dann ging es ein paar Kilometer
weiter, nach Tiefenort. Dort ereignete
sich vor 13 Jahren ein Erdfall. Seit-
dem ist es den direkt betroffenen An-
wohnern verboten, in ihren Häusern
zu wohnen. Der Landkreis hat von
Beginn an die dauerhafte Nutzungs-
untersagung für die fünf Familienhäu-

Wasserkraftwerk an Werra
und Erdfall in Tiefenort
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Die CDU Thüringen sorge sich,
so ist zu vernehmen, weil sie
glaubt, die Linkspartei wolle Mini-
sterien, Verwaltungen und Kom-
munen  zum Gegenstand linker
„Kaderpolitik“ machen. Konkrete
Hinweise gibt es zwar keine, doch
„Stellen im öffentlichen Dienst“,
entgegnet vorsorglich die CDU,
„werden nach Recht und Gesetz,
nach Befähigung und Eignung ver-
geben – und nicht nach Partei-
buch.“

Es ist freilich ein Treppenwitz
der Thüringer Geschichte, dass
sich ausgerechnet die CDU, der
Inbegriff des Personalfilzes, dazu
überhaupt zu äußern wagt. Viel-
leicht hat sie sich aber auch radi-
kal geändert. Sie will jetzt „jeden
Versuch“, an der zitierten Form
der Stellenvergabe etwas zu än-
dern, „unnachgiebig benennen“. 

Damit soll hier schon einmal an-
gefangen werden. Die CDU kann
dann nachlegen und Personallei-
chen im eigenen Keller exhumie-
ren. So lange die CDU regierte,
zahlte sich die direkte Nähe der
Unions-Monarchen aus. So wurde
unter einem Bernhard Vogel der-
art dreist eine Katholiken-Seil-
schaft in hohe Positionen gehievt,
dass die Mafia dagegen wie Wai-
senknaben ausschaut. Einige der
Personalien geistern noch heute
beamtet durch die Flure.

Mit einem Dieter Althaus stu-
diert zu haben, konnte – Eignung
und Befähigung hin oder her – be-
deuten, Staatssekretär zu werden.
Für den Bruder reichte es zum
Chefposten des Thüringer Insti-
tuts für Lehrerfortbildung, Lehr-
planentwicklung und Medien. Wer
mit Althaus zumindest noch Fuß-
ball spielte, der konnte in der
Staatskanzlei sprichwörtlich „die
Treppe hinauffallen“ und Abtei-
lungsleiter werden. Und noch ein
Stichwort: Gnauck… 

„Öffentliche Bedienstete exeku-
tieren keine Parteitagsbeschlüs-
se“, greint nun die offenbar geläu-
terte CDU. Früher, als sie noch
selbst regierte, war das ganz an-
ders.

Inbegriff des Filzes

PARLAMENTSREPORT LINKSFRAKTION

aber keinen materiellen, so eine Ur-
teilsbegründung des Thüringer Ober-
verwaltungsgerichts. 

Aber wie kann man den Menschen
und der Gemeinde helfen? Tilo Kum-
mer spricht von einen sehr komple-
xen Themenfeld. Zuerst müsse man
prüfen, inwieweit Hilfsfonds für die

ser ausgesprochen. Kurt Block, Spre-
cher der Bürgerinitiative „Erdfallhilfe-
verein“, wohnt direkt nebenan. Er-
weitert sich der Erdfalltrichter, müss-
ten auch die nächsten Anwohner ihre
Häuser verlassen.

Warum schützt die Anwohner kei-
ner? Und was soll die Gemeinde mit
dem „Ghetto“ mitten im Ort machen?

Betroffenen eingerichtet werden
könnten, dann müssten die Grund-
stücksfragen geklärt werden, die
Häuser abgerissen und das Gebiet
saniert werden. Immer unter Einbe-
ziehung der Fachbehörden, denn
schließlich sei der Erdfall ja noch ak-
tiv. Aber auch die Rolle der Kalilauge
muss nochmals geprüft werden, so
Kummer weiter. 

Tiefenorts Bürgermeister weiß,
dass das Land schon viel Geld, ins-
gesamt 1,2 Millionen Euro, in die
Messeinrichtungen investiert hat,
dennoch zum Abschluss des Ge-
sprächs die Bitte, die Tiefenorter
auch jetzt nicht alleine zulassen. An-
ja Müller ist es wichtig, die Fachpo-
litiker vor Ort mit einzubeziehen.
Nur so, sagt sie zum Abschluss
„können wir gemeinsam die Politik
für die Menschen in Thüringen ver-
ändern“.      

MdL Anja Müller

bereits eine Studie erstellt wurde, die
besagt, dass neun von zehn Fischen
aus der Werra dieses Nebengewäs-
ser nicht benutzen. Und auch jetzt
gibt es schon eine Fischtreppe im
Mühlengraben. Hilfe, so der Bürger-
meister, benötigten sie beim Verfah-
ren zur Interessensbekundung bei
der TLUG. Steffen Harzer betonte, er
freue sich, dass die Thüringer Ener-
giegesellschaft mit im Boot ist, be-
treibt sie ja jetzt schon Wasserkraft-
werke in Mihla, Spichra und Falken,
alle im Wartburgkreis. 

Es wird sicherlich nicht das letzte
Gespräch zu diesem Thema in Bad
Salzungen sein, so die Abgeordneten
der Linksfraktion.

Sie möchte die Häuser
gerne abreißen lassen
und die Anliegerstraße
sanieren. Auf der Fläche
des Erdfalls könnte dann
eine Streuobstwiese ent-
stehen, so der Tiefenorter
Bürgermeister Ralf Ru-
bisch. Diese Vision ist in
Zusammenarbeit mit dem
Gemeinderat entstanden,
auch habe die Gemeinde
schon einen Fördermittel-
bescheid über 134.000
Euro vom Landesverwal-
tungsamt für den Abriss

der Häuser erhalten. Steffen Harzer,
langjähriger Bürgermeister in Hild-
burghausen, stellte verwundert fest:
„Wie kann das Amt ohne rechtliche
Grundlage einen Fördermittelbe-
scheid ausreichen? Ohne Genehmi-
gung der Hauseigentümer oder eine
Grundstücksübertragung darf die Ge-
meinde die Grundstücke gar nicht be-
treten. Außerdem müsste geklärt
werden, wie mit schwerem Gerät auf
diesem unsicheren Untergrund gear-
beitet werden soll?“

Fakt ist, die Hauseigentümer befin-
den sich in einem rechtlichen Dilem-
ma. Die Versicherungen zahlen nicht,
weil die Häuser noch stehen, sie also
einen finanziellen Schaden erleiden,


